
Matthias Zehnder | 24.11.2021 | www.matthiaszehnder.ch

Facebook Files
Die Vorwürfe | das Problem dahinter | die Folgen für die Medien

http://www.matthiaszehnder.ch












23

Ill
us

tr
at

io
n:

 D
or

ee
n 

Bo
rs

ut
zk

i f
ür

 D
IE

 Z
EI

T

Die Macht bröckelt
In den USA und in Europa steigt der Druck auf Facebook. Es gibt Hoffnung, dass eine Aufsicht über den Algorithmus 

Hass und Hetze stärker eindämmt VON HEIKE BUCHTER, GÖTZ HAMANN UND JENS TÖNNESMANN

J
osephine Ballon kann Beispiele für alle Arten 
von Hass liefern, die auf Facebook wuchern, 
obwohl sie dem Netzwerk längst gemeldet 
wurden. Einen Kommentar, in dem eine  
Politikerin als »Missgeburt« bezeichnet wird: 
»Das Aas gehört weggesperrt«. Einen Beitrag, 
in dem Angehörige einer bestimmten Natio-

nalität »Untermenschen« genannt werden. Beleidigun-
gen, Rassismus, Volksverhetzung: Ballon beschäftigt 
sich beruflich damit. Sie leitet die Rechtsabteilung der 
Berliner Organisation Hate Aid, die nach eigenen  
Angaben schon mehr als 1400 Opfer digitaler Gewalt 
beraten hat; während der Pandemie sei man »geradezu 
überrannt« worden. Ballon sagt: »Facebook geht immer 
noch sehr willkürlich mit Hassbotschaften um.«

Hass und Hetze im Internet: Alle drei Parteien, die in 
Berlin gerade Sondierungsgespräche führen, haben in 
ihren Wahlprogrammen angekündigt, dagegen vorzu-
gehen. SPD, Grüne und FDP wollen Digitalkonzerne 
stärker kontrollieren und Wege finden, deren Macht zu 
begrenzen. Die SPD schreibt sogar davon, die »über-
mächtigen Plattformen« zu »zähmen«. 

Das klingt utopisch? Jahrelang hätte man das wohl so 
gesehen. Aktuell aber bewegt sich etwas, und zwar gleich 
an mehreren Orten auf der Welt. 

In Europa etwa arbeitet man bereits an entsprechen-
den Regeln, die das Unternehmen empfindlich treffen 
würden. In den USA zeigen sich Demokraten und  
Republikaner bei diesem Thema ungewohnt einig. Und 
womöglich wird die neue deutsche Regierung die Digi-
talkonzerne auf die Agenda des G7-Forums im nächs-
ten Jahr setzen, bei dem sich sieben führende Industrie-
nationen treffen und Deutschland die Präsidentschaft 
übernimmt. Es formiert sich eine politische Front in 
Berlin, Brüssel und Washington, wie es sie bisher so 
noch nicht gegeben hat.

Und dann hat vergangene Woche auch noch die 
Whistleblowerin Frances Haugen öffentlich gemacht, 
wie Facebook Falschinformationen und Hassbotschaf-
ten offenbar bewusst in Kauf nimmt, um Geld zu ver-
dienen – spätestens seitdem steht der Konzern im 
Mittelpunkt der Debatte. 

Das Unternehmen hat im zweiten Quartal 2021 einen 
Rekordumsatz von 29 Milliarden Dollar erzielt und 10 
Milliarden Euro Gewinn gemacht. Milliarden Menschen 
nutzen seine Angebote: das soziale Netzwerk Facebook, 
die Bilderplattform Instagram, den Messenger-Dienst 
WhatsApp. Es genügt, nach der Einschulung der Tochter 
von anderen Eltern einer WhatsApp-Gruppe hinzugefügt 
zu werden – schon ist man Teil der Maschine, die für 
Nutzerinnen und Nutzer kostenlos ist, sie aber dafür mit 
zielgenauer Werbung bespielt. »Netzwerkeffekt« nennen 
es Ökonomen, wenn alle sich dort sammeln, wo viele 
andere schon sind – und »Lock-in-Effekt«, wenn man sich 
aus so einem Netz nicht mehr befreien kann, weil man 
abhängig ist von den Verbindungen dort. Man bleibt. Und 

spürt sofort, wie der eigene Alltag betroffen ist, wenn die 
Server ausfallen – so wie bei Facebook vergangene Woche.

Der Konzern kann zwar mit vielen Zahlen belegen, 
wie er gegen Hass, Hetze und Desinformation vorgeht, 
seit das Netzwerkdurchsetzungsgesetz ihn dazu verpflich-
tet, es trat 2017 in Kraft. Im ersten Halbjahr 2021 hat 
Facebook in Deutschland 2842 Posts mit volksverhetzen-
den Inhalten gesperrt oder gelöscht. 968 Drohungen ließ 
der Konzern verschwinden und 1519 Beiträge, die zu 
Straftaten aufriefen. Allein um rechtlich fragwürdige 
Inhalte kümmern sich hierzulande 129 speziell geschulte 
Beschäftigte. So steht es im Transparenzbericht des Kon-
zerns: Man wolle eine Plattform sein, »der die Menschen 
vertrauen und auf der sie sich frei äußern können«. 

Doch zukünftig dürfte noch heftiger gestritten wer-
den, wie Facebook eine Balance zwischen dem Schutz der 
Meinungsfreiheit und dem Schutz vor Hass und Hetze 
findet. Denn im Kräftemessen mit den Digitalkonzernen 
tut sich seit den Veröffentlichungen von Frances Haugen 
ein weiterer Schauplatz auf. 

Die Informatikerin hat bis Mai bei Facebook gearbei-
tet, lange in einer Abteilung zur Eindämmung von Hass-
rede und Lügen. Was dabei aus ihrer Sicht schiefläuft, hat 
sie dem Wall Street Journal berichtet und im US-Senat 
beschrieben: Facebook habe ein System geschaffen, »das 
Spaltung, Extremismus und Polarisierung verstärkt und 
Gesellschaften auf der ganzen Welt untergräbt«. 

»Die Einschläge für  
Facebook kommen näher«

Sicher: Kein Algorithmus könnte alle Hassbotschaften 
zweifelsfrei von Kritik unterscheiden, und keiner könnte 
alle Meinungen von Beleidigungen trennen – noch dazu 
in einem Strom aus Nachrichten, die Milliarden Menschen 
rund um die Uhr in verschiedenen Sprachen erzeugen. 
Haugens Enthüllungen zeigen aber, dass die Facebook-
Chefs sich offenbar bewusst gegen Algorithmen entschei-
den, die große Emotionen und damit auch Hass und 
Hetze weniger verstärken – denn dadurch würden Nutzer 
weniger Zeit auf der Plattform verbringen. Facebook 
stelle also »seine immensen Gewinne über die Menschen«, 
findet Haugen. Und es halte seine Erkenntnisse geheim, 
wie die Tabakindustrie, die auch lange die Gefahren des 
Rauchens verschwiegen habe.

Jetzt geht es also nicht mehr nur darum, was die  
Datenmaschine sperrt, sondern auch darum, was sie wie 
verstärkt. Der Druck richtet sich auf die Algorithmen, 
die über all das entscheiden – und die das Unternehmen 
bisher geheim hält.

»Die Einschläge für Facebook kommen näher«, sagt 
Malte Spitz von der Gesellschaft für Freiheitsrechte. Der 
Aktivist, der auch im Parteirat der Grünen auf Bundes-
ebene sitzt, fordert: »Aufsichtsbehörden, Zivilgesellschaft, 
Journalistinnen und Forscher müssen Zugriff auf die 
Erkenntnisse des Konzerns haben, wie seine Algorithmen 

wirken, Hassrede verstärken und Menschen abhängig 
machen können.« 

Facebook ist stets ein Spiegel für Konflikte gewesen, 
die auf der Welt toben – und ein Werkzeug, das Men-
schen für ihre Zwecke nutzen. Früh warben Rechtsextre-
misten auf der Plattform für sich. Der »Islamische Staat« 
verbreitete dort Propaganda, die AfD fand neue Anhän-
ger. Und Donald Trump und russische Akteure nutzten 
das Netzwerk, um politische Mehrheiten zu verändern. 
Auf all diese Entwicklungen hat Facebook reagiert, mal 
schneller, mal langsamer, mal effizient, mal hilflos – und 
stets angetrieben von öffentlichem Druck. 

Im Jahr 2020 etwa hat der Konzern das Oversight 
Board geschaffen, ein Gremium aus 20 unabhängigen 
Experten aus aller Welt. Es entscheidet, ob bestimmte 
Inhalte gelöscht werden müssen. Die Experten haben das 
letzte Wort – aber auch sie urteilen nur über das, was die 
Maschine ausspuckt, und nicht darüber, wie sie arbeitet. 

Suzanne Nossel sitzt in dem Gremium, aber es ist ihr 
wichtig, als Chefin des US-Schriftstellerverbands PEN zu 
sprechen. »In den USA wird es keine Form von staatlicher 
Moderation von Inhalten geben«, ist Nossel überzeugt. 
Andererseits glaubt sie, dass Social-Media-Plattformen 
künftig gezwungen werden könnten, Einblicke in ihre 
Funktionsweise zu gewähren: »Es geht nicht mehr allein 
um Inhalte, sondern auch darum, wie diese von den  
Algorithmen verbreitet und verstärkt werden.«

In Europa wird daran gerade gearbeitet. »Die Unter-
nehmen werden zukünftig nicht mehr völlig freie Hand 
haben, wie sie ihre Algorithmen gestalten«, sagt Paul  
Nemitz, justizpolitischer Chefberater bei der Europäi-
schen Kommission. Dabei spielen zwei Verordnungen 
eine wichtige Rolle, die die Kommission 2020 vorgestellt 
hat und über die der Rat der EU und das Europäische 
Parlament verhandeln. Werden sie von beiden erlassen, 
gelten sie in den Mitgliedsstaaten unmittelbar und ohne 
Abstriche, das macht die Initiativen so bedeutsam. 

Die eine heißt »Digital Markets Act« (DMA) und soll 
die Marktmacht sogenannter Gatekeeper begrenzen – also 
jener Online-Plattformen, die wirtschaftlich stark sind 
und eine breite Nutzerbasis haben. Die andere nennt sich 
»Digital Services Act« (DSA) und soll Grundrechte der 
Nutzer besser schützen und die Plattformen zu mehr 
Transparenz zwingen. Von dem Paket erhoffen sich die 
Europäer mehr Frieden in der digitalen Öffentlichkeit 
und fairen Wettbewerb. Es ist der weitreichendste Versuch 
einer Regulierung bisher.

Was man nicht erwarten kann: dass Plattformen un-
erwünschte gesellschaftliche Entwicklungen heilen oder 
Kontroversen befrieden, indem sie diese unterdrücken. 
Aber der DSA könnte bewirken, dass sich die Algorithmen 
von Facebook, YouTube und Co. durch öffentliche Kon-
trolle rascher ändern als bisher, wenn Grundrechte verletzt 
werden, Strafbares auf den Plattformen auftaucht, die 
Konzerne ihre Marktmacht missbrauchen – oder extreme 
Positionen über die Maßen verstärkt werden. 

Paul Nemitz von der EU-Kommission hofft, dass die 
Regeln zügig verabschiedet werden und ohne lange Über-
gangsfristen in Kraft treten. »In Zeiten der technologischen 
Dominanz muss die Demokratie zeigen, dass sie hand-
lungsfähig ist und die Politik Regeln schnell gestalten 
kann«, sagt er. In Brüssel weiß man schließlich genau, wie 
kraftvoll die Lobbyisten gegenhalten können. Umso mehr 
hofft der SPD-Mann Nemitz, dass Deutschland eine 
treibende Kraft in Europa sein könnte, das zu verhindern.

Aber wie denkt man in den drei Parteien, die das 
künftig beeinflussen könnten?

Der Grünen-Abgeordnete Konstantin von Notz findet 
klare Worte: »Wir wollen wissen, wie die Algorithmen 
von Plattformen funktionieren und welche Beiträge sie 
verstärken.« Dafür brauche es »vielleicht nicht immer 
volle Transparenz, aber wirksame Kontrollmöglichkeiten«, 
also eine »verbindliche und wirkmächtige« Digital-
aufsicht. »Je europäischer die Lösung ist, umso besser 
wirkt sie«, sagt von Notz. »Und Deutschland ist da sicher 
ein entscheidender Player.« 

»Es geht jetzt um unser Recht, dass sich 
die Konzerne rechtfertigen müssen«

Auch die SPD fordert in ihrem Wahlprogramm trans-
parentere Algorithmen und eine »stringente Regulie-
rung und Aufsicht«. Carsten Brosda, der die Hambur-
ger Behörde für Kultur und Medien leitet und als Ver-
trauter des SPD-Kanzlerkandidaten Olaf Scholz gilt, 
weiß um die harten Konflikte, die es dabei geben wird. 
Weil Facebook und Google in Hamburg ihre deut-
schen Niederlassungen haben, bestimmt der Senator 
in medienpolitischen Fragen die Regeln für Internet-
konzerne mit. »Es geht dabei auch um das Recht der 
Nutzer, dass sich die Konzerne ihnen gegenüber recht-
fertigen müssen«, sagt Brosda, dieser Anspruch sei die 
Grundlage für eine Debatte über künftige Regeln.

Nicola Beer, die stellvertretende Bundesvorsitzende 
der FDP, findet zwar, dass Algorithmen zum Bereich der 
geschützten Geschäftsgeheimnisse gehören. Aber die 
Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments sagt auch: 
»Wenn Facebook Kenntnis davon hat, dass seine Algo-
rithmen strafrechtlich relevante Inhalte befeuern, etwa 
im Fall von Hass und Hetze, muss Facebook diese  
Algorithmen umprogrammieren.«

Facebook-Chef Mark Zuckerberg tut – speziell nach 
den Enthüllungen seiner ehemaligen Mitarbeiterin  
Haugen – so, als könne das alles nicht sein: Dem Konzern 
sei Profit nicht wichtiger als das Wohl seiner Nutzer. Des-
wegen beschäftige der Konzern ja Experten, die das Netz-
werk wissenschaftlich erforschen, und Tausende Men-
schen, die den Hass filtern. Sagt Zuckerberg – ohne sich 
zu Haugens konkreten Vorwürfen zu erklären.

So richtig glauben können ihm das nur noch wenige.

www.zeit.de/vorgelesen!  
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Frances Haugen



Informatikerin 
(data engineer 
and scientist) 

Product Manager 
Civic Integrity Department  

Facebook



Google Ads 
Google Book Search 

Yelp 
Pinterest 
Facebook



Mai 2021: Frances Haugen verlässt Facebook

Haugen wendet sich an die Börsenaufsicht SEC 
und beansprucht Whistleblower-Status 
Parallel: Gespräche/Dokumentenübergabe bei 
«Wall Street Journal», Jeff Horwitz

Ab 13.9. publiziert WSJ «The Facebook Files»

Ab 7.10. erhalten auch andere US-Medien, darunter 
CBS und «New York Times», sowie europäische 
Medien Zugriff auf die Daten (NDR/WDR, 
«Süddeutsche», Tamedia) > «Facebook Papers»

Politik

5. Oktober; Hearing US Senat 
(Commerce Committee: Sub-Committee on 
Consumer Protection, Product Safety, and Data Security)

8. November: Auftritt vor dem Europäischen Parlament





Die wichtigsten Vorwürfe

1 Der Facebook-Algorithmus schürt Hass 
2018 hat Facebook seinen Algorithmus angepasst:

- News | + Interaktion mit Freunden

Angestellte warnen schon länger, dass diese Änderungen 
nicht zu mehr Freundlichkeit, sondern zu mehr Ärger, Wut 
und Hass führen.

Facebook ändert daran nichts, aus Angst, 
weniger Interaktionen zu haben.




Die wichtigsten Vorwürfe

2 Instagram ist toxisch 
Facebook-eigene Forschungen zeigen: 
Instagram ist für viele Teenager-Mädchen «toxisch» ist.

Forscher untersuchen die Effekte der Photo-App auf Teenager-
Mädchen seit Jahren und sind sich der gefährlichen Folgen 
bewusst

Die Forschung bleibt aber unter Verschluss und Facebook spielt die 
Gefahren gegen aussen herunter.



Die wichtigsten Vorwürfe

3 Elite ohne Regeln 
Facebook sagt, seine Regeln gelten für alle.

Es gibt aber eine geheime «Elite», die von den Regeln 
ausgenommen ist.

Das Programm «cross check» or «XCheck» kümmert sich um VIP-
Profile – und schützt sie vor Konsequenzen.

Beispiel: Fussballer Neymar und Nacktbilder einer Frau,  
die ihn der Vergewaltigung bezichtigte. > Keine Konsequenzen



Die wichtigsten Vorwürfe

4 Entwicklungsländer 
Facebook-Mitarbeiter kritisieren, dass Facebook zu wenig gegen 
Gewalt, Hass, Drogenhandel und Menschenhandel in 
Entwicklungsländern macht.

Konkrete Beispiele sind Frauenhandel im Mittleren Osten, 
Aufruf zu Gewalt in Äthiopien und Indien.



Die wichtigsten Vorwürfe

5 Impfung 
Mark Zuckerberg wollte Facebook für «das Gute» 
(also die Impfung) einsetzen.

Stattdessen wurde die Plattform mit impfkritischen Inhalten und 
Desinformation geflutet – mit messbar negativem Effekt auf die 
Bevölkerung.



Die wichtigsten Vorwürfe

6 Kinder 
Facebook «überaltert» und sucht deshalb Möglichkeiten, 
Pretwens und sogar Preteens anzusprechen.

Derzeit ist die Alterslimite von Facebook 13 Jahre,  
deshalb verfolgt Facebook ein Kids-Projekt.

Das Projekt wurde nach den Hearings auf Eis gelegt.




Zusammengefasst

Fehlende Kontrolle Falsche Anreize

Facebook ist nicht in 
der Lage, Inhalte zu 
überwachen.
Riesige Probleme in 
Myanmar, Indien, 
Äthiopien etc.

Hass und Wut sorgen 
auf Facebook für mehr 
Aufmerksamkeit
Riesige Probleme in 
gespaltenen 
Gesellschaften.



Bloss: 
Das ist nichts Neues

Sheera Frenkel und Cecilia Kang, «The New York Times»



Bloss: 
Das ist nichts Neues

Zusammenfassung: 
https://www.matthiaszehnder.ch/buchtipp/inside-facebook/









Schrecklich gerissen – 
oder fürchterlich naiv?



Zusammengefasst

Fehlende Kontrolle Falsche Anreize

- Schiere Menge

- Diversität

- Globalität

- Massstäbe? (>CDA 1996)

- Umgang mit repressiven 

Regimes?

- Facebook ist kommerziell

- Facebook sucht neue 

Nutzer:innen

- Facebook sucht unter 

Nutzer:innen möglichst 
Aufmerksamkeit und hohes 
Engagement



Zusammengefasst

Glück ist oft privat Wut ist oft öffentlich

: Die Krux der EmotionenFalsche Anreize



Zusammengefasst

Wut ist oft öffentlich

: Die Krux der EmotionenFalsche Anreize

Dieselben Mechanismen



Mechanismen des Boulevards 

Emotionalisieren 
Sensationalisieren 
Personalisieren


Gefahr, Sex, Jöh-Effekte


Blut, Brüste, Büsi



Medien Soziale Medien

rational emotional

neutral engagiert

kontrolliert impulsiv

organisiert peer2peer

aufklären Stimmung machen
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